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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 283/08 B 
 
L 1 R 82/06 (LSG für das Saarland) 
S 9 RA 264/03 (SG für das Saarland) 
 
 
 
 
…………………………………. , 
 
 

Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ………………………………………., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. September 2008 durch den 

Richter   Dr.  F i c h t e   als Vorsitzenden sowie den Richter   K a l t e n s t e i n 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts für das Saarland vom 15. Mai 2008 Prozess-

kostenhilfe zu gewähren und ihm Rechtsanwalt K.         ,            , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15.5.2008 hat das Landessozialgericht für das Saarland (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Gewährung von Geschiedenenwitwerrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Bei-

ordnung von Rechtsanwalt K.         ,            , beantragt. Er beruft sich auf Verfahrensmängel. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt K.          

ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende Aussicht auf 

Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG> iVm § 114 der Zivilprozess-

ordnung). Denn die Nichtzulassungsbeschwerde erfüllt noch nicht einmal die insoweit 

geltenden formellen Voraussetzungen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung vom 1.9.2008 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen für 

die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Verfahrens-

mangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargelegt werden (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und 

warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem 

Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36).  

 

Der Kläger rügt, das LSG hätte seiner Entscheidung das Fehlen jeglichen unterhaltsrechtlich 

relevanten Einkommens zugrunde legen müssen; der Beschluss des Oberlandesgerichts Saar-

brücken vom 21.9.1973 dürfe keine Berücksichtigung finden und aus dem Fehlen von Ein-

kommensteuerbescheiden für den Zeitpunkt der Scheidung sei zu schließen, dass er über kein 

Einkommen verfügt habe und somit unterhaltsbedürftig gewesen sei. 

 

Damit rügt der Kläger, das Berufungsurteil beruhe auf einer fehlerhaften Beweiswürdigung des 

LSG, § 128 Abs 1 Satz 1 SGG. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG ist eine solche Rüge 

aber von Gesetzes wegen ausgeschlossen: Danach kann der geltend gemachte Verfahrens-

mangel auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG ausdrücklich nicht gestützt werden. 
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Gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG sieht der Senat von einer weiteren Begründung 

ab.  

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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